
‚Bundessozialgericht

- 7 RAr 52/78 -

Verkündet

am 5. Dez. 1978

I m N a m e n d e e V o l k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

oooooooccoooooooonoooooocoo....oo...oooooooo.ooooooooooo

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: .................................

_g e g e n

......0.6-..O........................ODOOO......OOOOOQOO

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessczialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 5. Dezember 4978

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom

50. November 1977 wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger als

Konkursverwalter die Genehmigung zur Massenentlassung

der Arbeitnehmer der Gemeinschuldnerin verweigert werden

durfte.

Der Kläger ist Konkursverwaltér über das Vermögen der

Firma B
,

E in G

(Gemeinschuldnerin). Über deren Vermögen wurde durch
Beschluß des Amtsgerichts Schwelm vom 4. Dezember 1974

der Anschlüßkonkurs eröffnet, nachdem ein am 25. November

1974 gestellter Antrag auf Eröffnung eines Vergleichsver—

fahrens abgelehnt worden war, der nach den Vorstellungen

der Gemeinschuldnerin der Liquidation des Unternehmens

dienen sollte. Die Gemeinschuldnerin konnte die Erfüllung

der Mindestqüote nicht nachweisen. Im Zeitpunkt der Kon—

kurseröffnung waren im Betrieb der Gemeinschuldnerin 240
'Arbeitnehmer beschäftigt. Für 142 Arbeitnehmer betrug die

'gesetzliche Kündigungsfrist 2 Wochen, für die "übrigen

“einen Monat oder länger.‘

In einem unter dem 10. Januar 1975 für die Gläubigerver—

sammlung aufgestellten Bericht des Klägers wüdn■■g■älhdaß
das—Jahr 4971 mit einem Ergebnis von - 58.176‚——DM, das
Jahr 1972 mit —

1.694‚000‚—— DM und das Jahr 1975 mit

einem Ergebnis von — 5.017.000,—— DM abschloß, während

der Verlust für das Geschäftsjahr 1974 auf 1.980.000,—— DM

geschätzt wurde. In der Konkursbilanz waren als Aktivposten

insgesamt 17.210.581‚—— DM‚„als Passivkosten 28.682.116‚—— DM

angegeben. — ’

Am 4. Dezember 1974, dem Tag der Konkurseröffnung, zeigte

der Kläger bei dem Arbeitsamt die am selben Tage erfolgte

Kündigung der gesamten Belegschaft als Massenentlassung
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nach 5 47 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) an. Zugleich be—
antragte der Kläger, der angezeigten Massenentlassung unter

Abkürzung der Sperrfrist rückwirkend zum Tage der Anzeige

zuzustimmen.

Der für die Entscheidungen nach % 48 Abs 4 KSchG beim

Landesarbeitsemt eingerichtete Ausschuß (% 20 Abs 1 KSchG)

lehnte die Zustimmung dafür ab, daß die angezeigte Massen—

entlassung vor Ablauf der Sperrfrist von 4 Monat nach Ein—

gang der Anze;ge wirksam würde (Bescheid vom 8. Januar 1975).

Der Widersprizh blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom
26. Mai 49751.

Zur Begründu g
wurde ausgeführt: Die in pflichtgemäßer

Ermessensaustbung vorgenommene Abwägung der nach 5 20

Abs 5 KSchG zu berücksichtigenden Interessen der be-
troffenen Aroeitnehmer, des Arbeitgebers und der Öffent—

lichkeit hafe die beantragte Zustimmung nicht zugelassen.

Auch die Inneressen des Arbeitgebers (Gemeinschuldners)

gäben keine; Anlaß zur Fristverkürzung, weil die durch

die Sperrfr st entstehenden Lohnforderungen der ge—
schützten Arbeitnehmer für die Masse vertretbar seien.

Die Ablehnung der FriStabkürzung rechtfertige sich
auch deswegen, weil die Gemeinschuldnerin ihre Anzeige-

pflicht nach 5 8 Abs 1 Arbeitsförderungsgesetz (AFG)
nicht erfüllt habe, obwohl dazu spätestens bei Beantragung

des Liquidationsvergleiches (25. November 4974) zwingender
Anlaß bestanden habe, Jedenfalls zu diesem Zeitpunkt seien

Veränderungen des Betriebes, die voraussichtlich zu Massen-

entlassungen iS von
5‘17 KSchG führen würden, zweifelsfrei

erkennbar geworden. '

Das Sozialgericht (SGL hat die angefochtenen Bescheide

aufgehoben und die Beklagte verurteilt, zuzustimmen, daß

die Entlassungen durch den Kläger vom 4. Dezember 4974

ab diesem Tag wirksam werden (Urteil vom 24. März 1976).
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Mit Urteil vom_50. November 4977 hat das Landessozial—

gericht (LSG) für das Land Nordrhein—Westfalen das Urteil

des SG aufgehoben und iie Klage abgewiesen. Zur Begründung

hat es im wesentlichen ausgeführt:

Die Entscheidung, die Sperrfrist zu verkürzen oder auf

2 Monate zu verlängern, also die Entlassung eher oder später

wirksam werden zu lassen (5 48 Abs 4 2. Halbs und Abs 2
KSchG) sei in das pflichtgemäße Ermessen des nach 5 20
Abs 1 KSchG zuständigen Ausschusses gestellt. Das Gesetz

habe dem Ausschuß vorgeschrieben, daß er bei der Ent—

scheidungsfindung bestimmte Interessen und Zustände zu
berücksichtigen habe, ohne daß dem Ausschuß etwa ein Vor—

rang in der Berücksichtigung oder eine Abstufung in der

Gewichtigkeit der zu beachtenden Gesichtspunkte vorge—
schrieben sei. Diese einander widerstreitenden Interessen

habe der Ausschuß hinreichend beachtet. Er habe auch die

Gründe, die für seine Entscheidung maßgebend waren, hin—

reichend deutlich dargetan. Damit sei die Ermessensaus—

übung ordnungsgemäß. °

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Ver—

letzung der 55 47, 18 und 20 KSchG sowie des 8 AFG. Er
führt dazu aus: Die sich aus den Kündigungsschutzbestimmun—

gen des KSchG ergebenden Beschränkungen könnten den Konkurs—

verwalter nicht binden, wenn der Betrieb geschlossen werde.

Das sei die ganz überwiegende Auffassung in der konkursrecht—

lichen Literatur. Diese Beschränkungen hätten nur Sinn in

einem lebenden Betrieb, nicht aber wenn ein Betrieb nicht
mehr bestehe. Bei Stillegung des Betriebes infolge Konkurs

könnten die Beschränkungen des 55 17 ff nach ihrem Zweck

_nicht eingreifen, da ein Arbeitsplatz, der Grundlage der

Beschränkungen sei, nicht mehr vorhanden sei. Der Konkurs—

verwalter sei nicht einmal Interessenvertreter der Ver-

mögensmasse des Gemeinschuldners, sondern Sachwalter

der Gläubiger. Ob Arbeitsplätze wegfallen sollten, stehe

im Konkurs nichtih Frage; der Wegfall sei vielmehr zwangs—
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läufig Folge des Konkurses, und zwar gerade bei größeren

Unternehmen.

‚Aber selbst wenn man davon ausgehe, daß die 55 17 ff KSchG
auch im Konkurs Geltung hätten, sei das angefochtene Urteil

nicht richtig. '

Der Kläger beantragt,

' das angefochtene Urteil aufzuheben
und die Berufung der Beklagten gegen"

das Urteil des Sozialgerichts Düssel-

dorf vom 24. März 1976 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,‘

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend,

II;

' Die Revision ist nicht begründet;

“”Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit und_nicht die Ar—
'beitsgeriChte sind für die Überprüfung der Entscheidung

des Ausschusses nach 5 18_KSchG zuständig, der Kläger-ist
als Konkursverwalter pr0zeßführungsbefugt und die Beklagte

ist die richtige Beklagte (Urteil des Senats vom 21. März

1978 — 7/12 RAr 6/77 -). Die Berufung des Klägers hat das

‚
LSG zu Recht als zulässig erachtet (vgl BSGE, 22, 181, 182).

Die angefochtenen Beacheide sind nicht rechtswidrig.

' In Betrieben mit in der Regel mindestens 50 und weniger als

500 Arbeitnehmern ist der Arbeitgeber nach 5 17 Abs 1 Nr 2
KSchG verpflichtet, dem Arbeitsamt schriftlich Anzeige zu

erstatten, bevor er mindestens 10 vH der im Betrieb regelmäßig

beschäftigten Arbeitnehmer innerhalb von 4 Wochen entläßt.

—'6
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Entlassungen, die nach 5 4? KSchG anzuzeigen sind, werden

nach @18 Abs 1 KSchG vor Ablauf eines Monats nach Eingang
der Anzeige beim Arbeitsamt nur mit Zustimmung des Landes-

arbeitsamtes wirksam; die Zustimmung kann auch rückwirkend

bis zum Tage der Antragstellung erteilt werden. Mit der An-

zeige des Arbeitgebers gem @17 Abs 4 KSchG an das Arbeits—

amt wird eine Sperrfrist in Lauf gesetzt, über deren Ver-

kürzung der Ausschuß entscheidet. Kündigungen zu einem Ter-

min Vor Ablauf der Sperrfrist sind zwar rechtsgültig, die

Arbeitsverhältnisse enden aber erst mit Ablauf der Sperr—

frist (Hueck, KSchG, Komm, 9. Aufl, 5 48 Bd Nrn 24 und 4).

Zu Unrecht meint der Kläger, nach dem allgemeinen Sinn und

Zweck der @@17 ff KSchG könnten diese Vorschriften nicht

für den Konkursverwalter gelten. Die Annahme des Klägers,

der Konkurs vernichte als solcher die Arbeitsplätze, so daß

für das Bestreben, die Arbeitsplätze
zu erhalten, kein Raum

mehr sei, trifft nicht zu. Durch den Konkurs wird weder

automatisch die Betriebstätigkeit beendet noch löst der

Konkurs bestehende Vertragsverhältnisse von selbst auf.

Das Gegenteil ergibt sich aus der Konkursordnung (KO), ins-

besondere aus den 55 47 ff KO. Auch wenn der Unternehmer
in Konkurs fällt, bleiben die Arbeitnehmer ihm zur Arbeits-

leistung verpflichtet und hat er weiterhin die Lohnzahlung

zu erbringen und den übrigen Arbeitgeberpflichten zu ge—
nügen. Es ist Sache des Konkursverwalters, von den be—

sonderen Möglichkeiten Gebrauch zu machen, die ihm die KO

zur Beendigung der laufenden Vertragsbeziehungen zur Ver-

fügung stellt. Gemäß 5 129 Abs 2 KO hat bis zur Beschluß—
fassung durch eine Gläubigerversammlung der Kohkursver—

walter nach seinem Ermessen das Geschäft des Gemeinf
schuldners zu schließen oder fortzuführen. Auch nach Er—

öffnung des Konkurses ist es damit nicht ausgeschlossen,

daß der Betrieb als Ganzes veräußert wird und damit die

Arbeitsplätze erhalten bleiben. Der Kläger selbst sprach

in seinem Bericht vom 40. Januar 1975, also selbst zu
einem Zeitpunkt, zu dem er den Arbeitnehmern bereits ge-

..‘7.
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kündigt hatte, noch davon, daß eine Komplexverwertung des

Betriebes der Gemeinschuldnerin erstrebt werde. Wollte man wie

der Kläger die Auffassung vertreten, daß der Konkursverwalter

anders als der Gemeinschuldner, über dessen Vermögen der

Konkursverwalter die Verwaltungs— und Verfügungsbefugnis hat

(5 6 KO), nicht an die 55 47 ff KSchG und 5 8 AFG gebunden
sei, weil die Basis für eine Rettung der Arbeitsplätze ohne—
hin entschwunden sei, so könnte man in den Fällen, in denen
die Betriebsstillegung ohne Konkurs feststehen würde, dem

Arbeitgeber auch nicht mehr die Pflichten aus den 55 47 ff
KSchG entgegenhalten° Denn auch in diesen Fällen ist die

Rettung der Arbeitsplätze nicht mehr möglich. Das würde aber
bedeuten, daß der Arbeitgeber von seiner Pflicht, Anzeige

nach 5 8 AFG zu erstatten, und seiner Pflicht nach 55 17 ff
KSchG, auf die Interessen seiner Arbeitnehmer sonst Bedacht

zu nehmen, immer dann schon befreit wäre, wenn er genügend

lange gegen diese Pflichten verstoßen hätte. Daß dies nicht

Sinn des Gesetzes sein kann, liegt auf der Hand°

Daß der Konkursverwalter ebenso wie der Gemeinschuldner,

dessen Rechte er wahrnimmt (@ 6 KO), anzeigepflichtig nach
5 1? KSchG ist, ist auch in der Literatur überwiegend aner—
kannt (Hueck, KSchG, 9° Aufl, 5_17 Anm 19; Hueck—Nipperdey,

Lehrbuch des Arbeitsrechts, ?, Aufl, Band 1, S 692 Anm 5;

Nikisch, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 5. Aufl, S 841 Note 8;

Jäger, Komm zur KO, 8° Aufl, 1958, 5 22 Anm 22, 25; Menzel—

Kuhn, Komm zur KO, 8° Aufl 4976, 5 22 Anm 48)° Jäger stellt

einerseits den Grundsatz auf, daß die Kündigungsschutzbe—

stimmungen auch im Konkursfall gelten, weist aber anderer—

seits darauf hin, daß manche Kündigungsschutzbestimmungen

weniger dem sozialen Schutz als solchem dienen, sondern einem

Schutz gegen Benachteiligung im Betrieb" Daß dann, wenn der

Betrieb als solcher verlorengeht, Bestimmungen nicht mehr

von Bedeutung sind, die lediglich dem Schutz gegen Benach—

teiligung im Betrieb dienen, ist richtig° Hinsichtlich der

55 47 ff KSchGund des 5 8 AFGgilt dies jedoch nicht, Sie
haben, wie das LSG zu Recht ausgeführt hat, einerseits den

Zweck, dem Arbeitsamt ein rechtzeit1ges Reagieren auf die

—8—
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Schwierigkeiten zu ermöglichen, die sich aufgrund einer

Massenentlassung ergeben, andererseits auch den Sinn,.
Kündigungen zunächst einmal hinauszuschieben, um den

Arbeitsmarkt vor einem plötzlichen Überschwemmen mit Ar-

beitskräften zu bewahren. Schließlich geben sie den Ar-

beitnehmern eine verlängerte Möglichkeit, ihre Ansprüche

auf Lohn geltend zu machen, wodurch-sie eine Zeitlang

nicht auf das gegenüber dem Lohn niedrigere Arbeitslosen—

geld (Alg) oder später Arbeitslosenhilfe (Alhi) angewiesen

sind. Wenn demgegenüber Böhle/Stammschräder (Anm 7 zu 5 22
KO) ohne nähere Begründung die Auffassung vertreten, daß

die Kündigungsschutzbestimmungen des KSchG allgemein nur
bei Fortführung des Betriebes des Gemeinschuldners verbind—

lich sind, so vermag das nicht zu überzeugen.

Der Ausschußnach 5 20 KSchGhat 55 47, 18, 20 KSchGund
5 8 AFG richtig angewandt und seine Befugnisse nicht über-

schritten.

Die Zustimmung zur Nassenentlassung vor Ablauf der Sperr—

frist steht im pflichtgemäßen Ermessen des Ausschusses
(Urteil des Senats vom 24. März 1978 — 7/42 RAr 6/77 -).'

Das Landesarbeitsamt hat vor seiner Entscheidung nach 5 48

Abs 1 KSchG_zu prüfen, ob der Arbeitgeber die Entlassungen

rechtzeitig nach 5 8 des AFG angezeigt hat oder aus welchen.

Gründen er die Anzeige unterlassen hat. Es soll die Ergeb—

nisse dieser Prüfung bei seinen Entscheidungen berück—

sichtigen (@ 18 Abs 5 KSchG). In @ 20 Abs 2 KSchG wird

vorgeschrieben, der Ausschuß habe sowohl das Interesse

des Arbeitgebers als auch der zu entlassenden Arbeit-

nehmer, das öffentliche Interesse und die Lage des

gesamten Arbeitsmarktes unter besonderer Beachtung

des Wirtschaftszweiges‚ dem der Betrieb angehörte,

zu berücksichtigen. Wenn er das unterläßt und auch

nur einen zu berücksichtigenden Gesichtspunkt über-

sieht, ist seine Entscheidung rechtswidrig.
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Es gehört aber zum Bereich seines pflichtgemäßen Ermessens,

wie er die Interessen gewichtet, welchen Interessen er im
Einzelfall den Vorrang einräumt. Das Gesetz hat ihm für

diese Abwägung keine Richtlinien vorgeschrieben. In 5 48
Abs 5 KSchG ist lediglich angeordnet, daß bei der Ent—

scheidung neben den Gesichtspunkten des 5 20 Abs 5 KSchG
auch berücksichtigt werden soll, ob der Arbeitgeber die

Entlassungen rechtzeitig angezeigt oder aus welchen Gründen

er die Anzeige unterlassen hat.

Soweit die Behörde, Körperschaft oder Anstalt des öffent—

lichen Rechts ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu handeln,

ist die Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsaktes dann ge-
geben, wenn die gesetzlichen Grenzen dieses Ermessens über—

schritten sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck

der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch ge-

macht ist. Die angefochtenen Besdheide des Ausschusses sind

danach nicht rechtswidrig.

Vor der Entscheidung vom 8. Januar 4975 hat der Ausschuß

dem Kläger und dem Betriebsrat Gelegenheit zur Äußerung ge—

geben. Der Kläger war zu der Sitzung geladen, aber nicht er—
schienen. Die Mitglieder des letzten Betriebsrates der Ge-

meinschuldnerin hatten teilgenommen. Bei der Entscheidung

ist der Ausschuß, wie es für eine rechtmäßige Ermessens—
entscheidung notwendig ist, von dem richtigen und voll—

ständigen Sachverhalt ausgegangen. Er hat diesen Sachver-
halt im Bescheid ausführlich dargelegt und gewürdigt. Er

hat auch, wie sich aus seinen Bescheiden ergibt, die nach

5 20 Abs 3 KSchG einander widerstreitenden Interessen be-

rücksichtigt und ihnen in der angefochtenen Entscheidung

Rechnung getragen. Sowohl aus dem Bescheid vom 8. Januar 4975

wie auch aus dem Widerspruchsbescheid
vom 26. Mai 4975 geht

hervor, daß der Ausschuß die nach @ 20 Abs 5 KSchG zu be-

rücksichtigenden Interessen gesehen und gewogen hat. Er

hat, wie er in seiner Begründung deutlich zum Ausdruck ge-
bracht hat, sowohl das Interesse des Arbeitgebers als auch
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der zu entlassenden Arbeitnehmer, das öffentlichelnteresse

und die Lage des gesamten Arbeitsmarktes unter besonderer

Beachtung des Wirtschaftszweiges, dem der Betrieb angehört

hat, berücksichtigt. Er hat seiner Pflicht genügt, die

Gründe für seine Ermessensentscheidung erkennbar zu machen.

Die angefochtenen Bescheide sind auch nicht deshalb rechts—

widrig, weil der Ausschuß sie ua damit begründet hat, daß

der Arbeitgeber die Anzeige nicht rechtzeitig erstattet

habe. Wenn der Ausschuß diesem Gesichtspunkt Bedeutung ba:

gemessen hat, so hat er damit weder die gesetzlichen Grenzen

seines Ermessens überschritten, noch von dem Ermessen in

einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise

Gebrauch gemacht (Urteil des Senats vom 21. März 1978

—7/42 RAr 6/77 —)-.

Daß der Arbeitgeber hier die Massenentlassungen nicht recht—

zeitig nach @ 8 AFG angezägt hat, ist zutreffend. Nach

5 8 AFG hat der Arbeitgeber Massenentlassungen dem Präsi—

denten des Landesarbeitsamtes unverzüglich schriftlich mit-

zuteilen, wenn erkennbare Veränderungen des Betriebes

innerhalb der nächsten 12 Monate voraussichtlich dazu

führen, daß Arbeitnehmer in der in 5 17 Abs 1 KSchG be—
zeichneten Zahl entlassen oder auf eine andere Tätigkeit

umgesetzt werden, für die das Arbeitsentgelt geringer ist.

Die Lage des Betriebes der Gemeinschuldnerin hat im vor—

liegenden Fall bereits so früh sich erkennbar ungünstig

verändert, daß es der Arbeitgeberin möglich gewesen wäre,

zumindest eine vorsorgliche Anzeige an das Arbeitsamt
bereits 12 Monate vor der eigentlichen Entlassung zu
erstatten. Ende 1974 geriet der Unternehmer in Konkurs.

Seit 1971 hatteer aber ständig Verlusteaus dem Betrieb

hinnehmen müssen. Spätestens im Jahre 1975 mußte, als ein
Verlust von über 5 Millionen entstanden war, und das bei

einer Gesamtzahl der Aktivposten im Jahre 1974 von rund

17 Millionen und Pässivkosten von insgesamt rund 28

- qq -
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vMillionen, erkennbar sein, daß das Unternehmen in Gefahr'

geraten könne. Der Inhaber des Betriebes durfte unter

diesen Umständen keineswegs, wie der Kläger meint, mit

der Anzeige solange warten, bis der Konkurs völlig sicher
und der Betrieb keineswegs mehr zu retten war. Daß der

Gemeinschuldner von dieser irrigen Auffassung ausging,'

ergibt sich auch daraus, daß er nicht einmal im November

4974, als er den Gläubigern lediglich noch einen

Liquidationsvergleich anbieten konnte, noch dazu einen

solchen, der unter der gesetzlich vorgeschriebenen Mindest-

grenze lag, eine Anzeige erstattete. Es war unter diesen

Umständen lange vor der Eröffnung des Konkurses voraus-

zusehen, daß es zu Massenentlassungen kommen könne. Jeden-
falls haben so schwerwiegende Gründe für die Notwendig-

keit solcher Entlassungen gesprochen, daß die Arbeit—
geberin mindestens zu einer vorsoqdichen Mitteilung an

den Präsidenten des Landesarbeitsamtes verpflichtet war.

Von der Mitteilungspflicht nach 5 8 AFG war die Arbeit-
geberin auch nicht dadurch entlastet, daß sie bei Be—
kanntwerden der voraussichtlichen Massenentlassungen eine

weitere Verschlechterung der Lage des Betriebes befürchten

mußte. Dem Gesetzgeber ist bewußt gewesen, daß dem Arbeit—

geber aus der Mitteilung von voraussichtlichen Massenent—

lassungen und aus den daraufhin eingeleiteten Maßnahmen der

Bundesanstalt für Arbeit (BA) Nachteile erwachsen können.
Er hat deshalb in 5 8 Abs 2 AFG ausdrücklich vorgeschrieben,
daß die BA bei ihren Maßnahmen nach dem 2. Abschnitt des AFG

das Interesse des Betriebes an einer Geheimhaltung der ge-

planten Veränderungen zu berücksichtigen habe, soweit dies

mit dem arbeitsmarktpolitischen Interesse an einer früh-

zeitigen Einleitung der erforderlichen Maßnahmen vereinbar sei.

Über diese gesetzliche Regelung hinaus kann die Befürchtung

des Arbeitgebers nicht berücksichtigt werden.

Nach 5 18 Abs 5 KSchG ist zu prüfen, ob der Arbeitgeber die
Entlassungen rechtzeitig nach 5 8 AFGz■g3zeigt hat. Die
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Pflicht nach 5 8 AFG dient dem arbeitsmarktpolitischen
Interesse an einer frühzeitigen Einleitung der erforder-

lichen Mä3nahmen durch die BA bei Massenentlasäungen. Durch

die vorgeschriebenen Anzeigen der Arbeitgeber soll es der

BA ermöglicht werden, auf der Grundlage des AFG recht—
zeitig die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Aus

diesem Sinn und Zweck des Gesetzes folgt aber nicht,

daß die Anzeige nur dann nicht rechtzeitig iS des 5 48
Abs 3 KSchG erstattet ist, wenn durch ihre Verspätung

im Einzelfall konkrete Maßnahmen des Arbeitsamtes ver—
zögert wurden.Es genügt, daß der Arbeitgeber die erste

Voraussetzung für ein rechtzeitiges Eingreifen der BA
nicht geschaffen und die BA deshalb keine Möglichkeit

dazu gehabt hat. Der Vortrag des Klägers, daß in der

Branche, in der das in Konkurs geratene Unternehmen tätig

gewesen sei, zu der Zeit, als die Massenentlassungen anstan-

den, ohnehin keine Aufnahmefähigkeit für Arbeiter vorhanden

gewesen sei, weil in der betreffenden Gegend die Betriebe

bereits überbesetzt gewesen seien und Kurzarbeit einge—

führt hätten, ist damit ohne Bedeutung.

_ 45 _
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Aus all diesen Gründen ist die Revision unbegründet.

_Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGG.
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